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hat das Arntsgericht Calw im vereinfachten verfahren gemäß S 49s e zpe,bei dem
Schriftsätze bis zurn 24^10'2008 eingereicht werden konnten, durch Richterin A-
mann-Jenter arn 06. 1 1,ZA0g

für Recht erkannt:

1' Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 48 1,,28 EUR nebst Zinsen hieraus
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem ieweif igen Basiszinssatz seit
06.1 2,2007 zu bezahlen,

z. Der Bekfagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.
3. Das Urteil ist vorläufig voilstreckbar,

L
Streifwert: 481,2S EUR

Tatbestand
Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß s$ 313 a Abs. 1, 51 1 ZpO abge-
sehen.

Entscheidungsgründe
Die zutässigo Klage ist begründet

L
Der Kläger kann von dern Beklagten weiteren Schadensersalz gemäß SS 7 Abs. 1
stvc, z4g BGB in Höhe von 4g 1,zB EUR verlangen

Der Tatbestand des S 7 Abs- 1 stVG ist gegeben, Die 100%ige Haftung des Bektag-
ten ist unstreitig- Arn 01.11.2008 gegen 23,00 uhr hatte der Kläger sein Fahrzeug rnit
dem amtlichen Kennzeichen CW-D 1966 ordnungsgemäß auf derAlten Badstraße in
oberreichenbach abgestellt, der Sohn des Beklagten fuhr mit dessen Fahrzeug auf
das abgestellte Fahzeug des Klägers auf, Das Fahrzeug des Ktägers erlitt bei die-
sem Unfall einen Totalschaden,
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Die vorn Kläger geltend gernachten restlichen Mietwagenkostefi in Höhe von 48 1,zB
EUR sind erforderlich irn sinne des $ 249 Abs. 2 satz 1 BGB und sornit erstattungs-
fähig.

Nach ständiger RechtsPrechung des Bundesgerichtshofes kann der Geschädigte
vorn schädiger und dessen Haftpflichfuersicherung nach $ 24g BGB als erforderl'
chen Herstellungsaufwand nur den Ersatz derjenigen Mietwagenkosten verlangen,
die ein verständiger, wirtschaftlich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten
für zweckmäßig und notwendig halten darf. Der Geschädigte ist entsprechend des
wirtschaftfichkeitsgebots gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren von rnehreren
möglichen, den wirtschaftricheren weg der schadensbehebung zu währen.

Dem Kläger war unter Berücksichtigung seiner individuelfen Erkenntnis- und Ein-
flussrnfulichkeiten unter zumutbaren Anstrengungen auf dern in seiner Lage örtlich
und zeitlich relevanten Martct kein wesenflich günstiger Tarif zugängtich.
DIe Beklagte hat aufgezeigt. dass der Kläger bei der von ihm ausgewählten Auto-
vermietung Auto Ahrens ein Mietfahrzeug zu einem wesenflich günstigeren Tarif hät-
te anmieten können' von der ausg€wähften Autoverrnietung werden unter der Firrnie-
rung "Sachsencar" Mietwagen zu erhebfich billigeren preisen angeboten, Die beiden
Autovermietungen finnieren unter der gleicfren Adresse, Der Kläger hatte gerade un-
ter dieser Adresse angefragt und ihm wurde das strei(gegenständliche Angebot un-
terbreitet.

Der Umstand, dass der Kläger keine weiteren Angebote eingeholt hat, ist unschäd-
lich' da er nicht zur Marktforschung verpflichtet ist. Bedenken gegen die Angernes-
senheit des ihm angebotenen Unfallersatarragentarif, welche sich insbesondere aus
dessen Höhe ergeben können, mussten dem Geschädigten nicht aufkonrmen.
Der schädiger ttggt die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass dem Geschädigten
ein günstiger Tarif "ohne weiteres" zugänglich war. Diesen Nachweis konnte die Be-
klagte nicht erbringen,

Entsprechend der Rechtsprechung des BGH (vGH vt zR 234t07, urteil vom
24'06'2008) ist die Höhe der zu erstattenden Mietwagenkosten durch einen Auf-
schlag auf den Normalta rif zu errnitteln.
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Es besteht die Mögfichkeit eines pauschalen Aufschlages fiir unfallbedingte Zusatz-
leistungen, welche einen betriebswirtschaftlichen Mehraufovand des Verrnieters recht-
fertigen' Bei der Ermittlung des Aufschlages ist nicht auf die Kalkulation der jeweili-
gen Autovermietung abzustelfen, vielrnehr ist es nach ständiger Rechtsprechung des
BGH ausreichend, zu errnitteln ob ein Aufscl'rlag generell gerechtfertigt ist,
Vorliegend steht aber fest, dass dem KHger kein günstiger Tarif zugängfich war,
weshalb offen bleiben kann inwieweit Mehrt<osten betriebswirtschaftfich gerechtfertigt
sind oder nicht (vgt. Vuia, NJW 200g, 2369).
Der pauschale Aufschlag für unfallbedingte Zusatzleistungen wird durch das Gericht
gemäß S 287 ZPO rnit 20o/o angesetzt. Die unfalltypischen Aufiarendungen ergeben
sich aus der Fahrzeugvorhaltung auch schtechter ausgelasteter Fahrzeuge, dem Er-
fordernis der Einrichtung eines Notdienstes, erhöhten Kosten für die Zustellung und
Abholung der Fahrzeuge, an Verrnittfer zu zahlende provisionen, dern Beschädi-
gungsrisiko bei Fahrzeugen ohne Kreditkartensicherheit, dem erhöhten unterschla-
gu ngs risiko, einem erhöhten Verwaltun gsa ui,va nd und der umsatzste uervorfinanzie-
rung' Der Klä9er v/ar finanziell nicht in der Lage die Mietwagenkosten vorzustrecken,
da sein Konto tiberzogen war,
Die Anmietung eines Ersatzfahrzeuges war erforderlich, da der Kläger abgelegen irn
schwarzwald in einer kleinen Ansiedlung wohnt. Die Ehefrau des Klägers besitzt
zwar ein Fahrzeug' dieses benötigt sie jedoch selbst, da sie außerhalb ihres Wohnor-
tes berufstätig ist, Insofern war es dem Kläger nicht möglich auf ein Fahrzeug der
Familie zurück zugreifen .
Als Schätzgrundlage für den pauschafen Aufschlag dient der Schwacke-
Automietpreisspiegel 20A7 . Die Beklagte ist der Ansicht, dass der Schwacke-
Automietpreisspiegel nicht als schätzgrundlage herangezogen werden könne, dieser
sei mangelhaft ersteflt worden,
Allgemein gehaltene Angriffe gegen den Mietpreisspiegel genggen jedoch nicht, die-
sen als schätzgrundlage ftir unanwendbar zu erklären (BGH xl zR 161/06; vl zR
117105). Insbesondere die Kritik, dass die bei der Ersteltung des Schwacke Miet-
preisspiegels beteiligten Mietwagenfirmen gewrJsst hätten, dass ihre Annvorten zur
Grundlage einer Marktuntersuchung tlber die Höhe der Mietwagenüarife gemacht
wurden, reicht nicht aus, urn für den konkreten Fall so gravierende Mängel an der
Schätzgrundlage festzustelfen, die eine Nichtanwendung rechtfertigen könnten. Bes-
sere und venruertbarere Erkenntnisse liegen nicht durch den ,,Marktspiegel Mietwa-
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ger Deutschland 2008"des Frauenhofer Instituts ftir Arbeitswirtschaft und organisati-
on (lAo) vor' Dies ergibt sbh aus rnehreren umständen. Dieser Mietpreisspiegel istnicht repräsentativ, denn die Befragung von nur sechs unternehmen ergibt keinen
vollständigen Überblick lJber Durchschnittspreise. Die Erhebungsrnethoden des
Frauenhofer Instituts sind problernatisch, da sie hauptsächlich über das Internet zubuchende und einer Buchungsfrist von einer woche unterfiegende Angebote erfas-
sen Dies entspricht nicht der Realität bei einem unfallgeschehen, wo das Mietfahr-
zeug meist schneil zur verfügung stehen muss,
Auch die von Dr' Zinn im somm er 2a07 durchgeffJhrte Erhebung stellt keine bessere
und verwertbarere Erkenntnisquelle dar. Bei den Erhebungen von Dr. Zinn wurden
die Preise nur in bestimrnten Postleitzahlenbereichen erhoben. Es wurden zudern nur

b wenige Anmietstationen deutschlandweit einbezogen

unter Zugrundelegung obiger Ausfuhrungen ergibt sich folgende schadensberecn-
nung:

2 x wochenpauschale Grundpreis (Normaltarif im Mitter)
zuzüglich 20o/o u nfa | | bed i n gter Z u satz re is t u n g e n
2 X wochenpauschale Vollkasko (Normaltarif irn Mittel)
Zustellung

712,00 EUR
142,40 EUR
244,0A EUR
50,00 EUR

L

1,149,40 EUR

Die geltend gernachten tatsächfichen Mietwagenkosten in Höhe von 1.157,14 EUR
bewegen sich irn Rahmen des durch den Schwacke-Mietspreisspiegel ermittelten
durchschnittlichen Wert vorr 1 .14g,4A EUR.

Die Klägerseite rnacht Mietwagenkosten in Höhe von insgesamt 1.157 ,14 EUR get-
tend und lässt sich eine Eigenersparnis in Höhe von 570 (57,86 EuR) anrechnen. Die
Haftpflichtversicherung des Beklagten bezahlte auf die Mietwagenkosten 618,00
EUR, so dass noch eine Restforderung von 48 1,zB EL|R verbleibt,

Der Zinssausspruch fofgt aus SS 2gs Abs. 1, zg6Abs. 1 BGB.

Die Kostenentscheidung fotgt aus g g1 Abs, 1 Satz 1 zpo.



A n i  6 s 7 j 9  S e i t e :  0 0 6  v o n  D O 6

ffidi#Mw
Bundes'rerbüncl  der

Autove rm iete r Deulschlo n c{1, o. tvr.

Obenf rou ts t r .  16- lB  .  10963 ßer - l ;n

!

Die Entscheidung tiber die vorläufige vollstreckbarkeit beruht auf SS 70g Nr. 1 1 , 211 ,
713 ZPO.

Die Streitwertfesisetzung ergibt sich ausden SS 48 Abs. 1 GKG, 3 ZpO.

Die Berufung wird nicht zugelassen, da die Vorausseaung€n des S s11 Abs. 4 zpo
nicht vorfiegen.

Amann-Jenter

Richterin

Ausgefe
Celw, de
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